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Die Volksinitiative «Ja zum Schutz der Privatsphäre» 
wird von Politikerinnen und Politikern aus allen bürgerlichen Parteien 
sowie einer Vielzahl von Verbänden unterstützt.
Co-Präsidium Komitee «Ja zum Schutz der Privatsphäre»
Heer Alfred, Nationalrat, Präsident SVP Kanton Zürich, General Wille-Strasse 12, 8002 Zürich; 
Huber Gabi, RA Dr. iur. und  Notarin, Nationalrätin, FDP, Fraktionspräsidentin, In der Stoffel-
matte 2, 6460 Altdorf; Lüscher Christian, RA, Master of Laws, Nationalrat, FDP, Avenue de la 
Roseraie 42, 1205 Genève; Matter Thomas, SVP, Toggwilerstrasse 96, 8706 Meilen; Pelli Fulvio, 
RA Dr. iur. und  Notar, Nationalrat, FDP, Via Tami 18, 6924 Sorengo; Pfister Gerhard, Dr. phil. I, 
Nationalrat, CVP, Gulmstrasse 55, 6315 Oberägeri; Vogt Hans-Ueli, Prof. Dr., Kantonsrat, SVP, 
Sempacherstrasse 31, 8032 Zürich.
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Der Schutz der Privatsphäre durch das 
Bankkundengeheimnis muss gewährleistet bleiben! 
Es ist höchste Zeit, solchen bürgerfeindlichen Tendenzen wenigstens im Inland 
einen Riegel zu schieben. Durch die Volksinitiative «Ja zum Schutz der Privatsphä-
re» soll dasjenige verfassungsmässig garantiert werden, was bislang mit Erfolg 
als selbstverständlich galt: der Anspruch jeder Person auf den Schutz der Privat-
sphäre. Jede Person mit Wohnsitz oder Sitz in der Schweiz soll insbesondere ge-
genüber inländischen Behörden in ihrer finanziellen Privatsphäre geschützt sein.

Kein Schutz für Steuerhinterzieher oder -betrüger! 
Die Initiative schützt weder Steuerbetrüger noch Steuerhinterzieher. Wenn der 
begründete Verdacht eines schweren Steuerdelikts besteht, wird durch Dritte wei-
terhin Auskunft an die inländischen Behörden erteilt.



Gute Gründe für ein 
     «Ja zum Schutz der Privatsphäre»

« Das Erfolgsmodell 
Schweiz stärken heisst das 
Bankkundengeheimnis 
erhalten. »
Gerhard Pfister, Nationalrat, CVP

« Das Verhältnis zwischen 
Bürger und Staat muss 
auch künftig auf Vertrauen 
und Selbstverantwortung 
bauen! »
Gabi Huber, Nationalrätin, FDP

« Das Bankkunden-
geheimnis zum Schutz 
der Privatsphäre muss 
in der Schweiz erhalten 
bleiben! »
Thomas Matter, Unternehmer, SVP

Ohne Privatsphäre keine Freiheit! 
Der Schutz der Privatsphäre ist ein Grundpfeiler unserer Freiheit. Die Volksinitia-
tive «Ja zum Schutz der Privatsphäre» will dem internationalen Trend zur staatli-
chen Kontrolle aller Lebensbereiche und damit der Entwicklung hin zu gläsernen 
Bürgerinnen und Bürgern in der Schweiz einen Riegel schieben. 

Die Privatsphäre ist das höchste Gut! 
Ein Garant für das «Erfolgsmodell Schweiz» ist die persönliche Freiheit. Dazu 
kommt die Eigenverantwortung. Beide stehen in unserem Land im Mittelpunkt. 
Sie sorgen dafür, dass der Staat uns nicht allmächtig bevormundet und dass die 
Bürgerinnen und Bürger nicht durch mehr und mehr Vorschriften, Kontrollen und 
Strafen überall überwacht und verdächtigt werden. So dient denn auch das Bank-
kundengeheimnis dazu, den Bürger vor einer «Ausschnüffelung» seiner finanziel-
len Verhältnisse zu schützen.   

Vertrauen erzeugt Ehrlichkeit! 
Der Grundsatz von Treu und Glauben in der Schweiz bedeutet: Der Staat vertraut 
den Bürgerinnen und Bürgern. Vertraut der Staat den Bürgern, erhält er Ehrlich-
keit zurück: So zeichnet sich die Schweiz im internationalen Vergleich durch eine 
grosse Steuerehrlichkeit der Schweizer Bevölkerung aus. Warum? Weil in der 
Schweiz Privatsphäre und persönliche Freiheit mehr als in anderen Ländern ge-
achtet werden!

In der Schweiz bestimmt der Bürger die Steuergesetze und die Höhe der 
Abgaben, und nicht die Behörden! 
Die unterschiedliche Staatskonzeption zwischen der Schweiz und anderen Län-
dern kommt auch darin zum Ausdruck, dass die Bürger in der Schweiz mit der 
direkten Demokratie die Steuersätze selber festlegen und bestimmen (so ist zum 
Beispiel die Höhe der Mehrwertsteuer in der Bundesverfassung festgeschrieben). 

Demgegenüber haben in der EU der Staatsapparat und die Politiker das Recht, 
sich praktisch nach Belieben bei den Steuerzahlern zu bedienen. Dies führt zu ei-
ner Verminderung von Wohlstand, Wachstum und Arbeitsplätzen. Die weltweite 
Schulden- und Finanzmisere darf die Privatsphäre nicht zerstören.

Die Anpassung an das Ausland gefährdet unsere Privatsphäre! 
Heute ist der Schutz der Privatsphäre nicht mehr gewährleistet, sondern in Ge-
fahr. Unter dem Druck aus dem Ausland gibt der Bundesrat Schritt für Schritt den 
bewährten Schutz der Privatsphäre auf: 

 In der Schweiz füllt der Steuerzahler seine Steuerunterlagen selber aus. Je-
dem kann dabei ungewollt ein Fehler passieren. Deshalb gibt es in der Schweiz 
die Unterscheidung zwischen «Steuerhinterziehung» und «Steuerbetrug». 
Jetzt will der Bundesrat diese bewährte Unterscheidung jedoch aufheben. Die 
Folge: Die Steuerbehörden sollen auch bei ungewollten Fehlern mit den glei-
chen strafrechtlichen Mitteln (Hausdurchsuchung, Haft, Aufhebung des Bank-
kundengeheimnisses) wie im Fall von Steuerbetrug (bewusstes falsches Aus-
füllen und Vertuschen) vorgehen können! Der politischen Willkür wären damit 
Tür und Tor geöffnet. 

 Durch die vom Bundesrat geplante Steuerstrafrechtsrevision und den gegen-
über dem Ausland schon offerierten automatischen Informationsaustausch ist 
die Privatsphäre höchst gefährdet. Wenn Behörden Zugang auf die Bankdaten 
aller Bürgerinnen und Bürger haben, dann ist nicht nur das Bankkundenge-
heimnis hinfällig. Aus den privaten Bankauszügen kann viel herausgelesen 
werden wie zum Beispiel wie teuer die letzte Autoreparatur war, zu welchem 
Zahnarzt oder Arzt die betreffende Person geht, wie viel sie in der Apotheke für 
Arzneimittel ausgegeben hat, wo sie einkaufen und essen geht. Ein solcher 
Überwachungs- und Schnüffelstaat ist zutiefst unschweizerisch und muss im 
Interesse der Bürger bekämpft werden.


